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 Beschlussempfehlung
 des Petitionsausschusses (2. Ausschuss)

 – Sammelübersicht 4 zu Petitionen –

 Der Bundestag wolle beschließen,

 die  in  der  nachfolgenden  Sammelübersicht  enthaltenen  Beschlussempfehlungen
 des Petitionsausschusses zu Petitionen anzunehmen.

 Berlin, den 16. Dezember 2009

 Der Petitionsausschuss

 Kersten Steinke
 Vorsitzende



Drucksache 17/264 – 2 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
S a m m e l ü b e r s i c h t  4 
 
 
 
über die vom Petitionsausschuss behandelten Petitionen 
 
 
 
– Beschlüsse vom 16. Dezember 2009 (Protokoll Nr. 17/2) – 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung 1 
 
1. Die Petition 
 a) der Bundesregierung zur Berücksichtigung zu überweisen, soweit die Eingabe auf eine 
  Entschädigungsleistung im Einzelfall abzielt, 
 b) der Bundesregierung – dem Bundesministerium des Innern – zur Erwägung zu 
  überweisen, soweit die Eingabe auf eine Rechtsänderung dahingehend abzielt, dass 
  psychische Erkrankungen infolge einer Einsatztätigkeit als Dienstunfall anerkannt 
  werden können, 
2. das Petitionsverfahren im Übrigen abzuschließen 
 
 

Lfd. 
Nr. 

Aktenzeichen der 
Eingabe 

Wohnsitz des Einsenders Inhalt der Eingabe Zuständige 
oberste 
Bundes-
behörde 

1 Pet 1-16-06-20134- 
009232 

50859 Köln Unfallversorgung für Beamte 
 
Die Petentin beanstandet das Verhalten 
des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
und fordert die Anerkennung eines 
Dienstunfalls auch bei psychischen 
Erkrankungen – 
 

BMI 

 
 
 
Beschlussempfehlung 2 
 
Die Petition 
a) der Bundesregierung – dem Bundesministerium der Justiz – als Material zu überweisen, 
b) den Fraktionen des Deutschen Bundestages zur Kenntnis zu geben 
 
 

Lfd. 
Nr. 

Aktenzeichen der 
Eingabe 

Wohnsitz des Einsenders Inhalt der Eingabe Zuständige 
oberste 
Bundes-
behörde 

2 Pet 4-16-07-40325- 
043174 

59581 Warstein Sorgerecht der Eltern  BMJ 
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Beschlussempfehlung 3 
 
1. Die Petition 
 a) der Bundesregierung – dem Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung – 
  als Material zu überweisen, 
 b) den Fraktionen des Deutschen Bundestages zur Kenntnis zu geben, 
 soweit sie sich auf die Aufhebung des Schienenverkehrslärmbonus bezieht, 
2. das Petitionsverfahren im Übrigen abzuschließen 
 
 

Lfd. 
Nr. 

Aktenzeichen der 
Eingabe 

Wohnsitz des Einsenders Inhalt der Eingabe Zuständige 
oberste 
Bundes-
behörde 

3 Pet 1-16-12-9305- 
042100 

10719 Berlin Lärmschutz an Schienenwegen  BMVBS 

 
 
 
Beschlussempfehlung 4 
 
Die Petitionen 
a) der Bundesregierung – dem Bundesministerium für Gesundheit – zu überweisen, 
b) den Fraktionen des Deutschen Bundestages zur Kenntnis zu geben 
 
 

Inhalt der Eingabe 
Zuständige oberste 

Bundesbehörde 

Eigenleistungen 
 

BMG 

 

Lfd. 
Nr. 

Aktenzeichen der 
Eingabe 

Wohnsitz des 
Einsenders 

4 Pet 2-16-15-82713- 
048692 

15838 Am 
Mellensee 

5 Pet 2-16-15-82713- 
053453 

34519 Diemelsee 

Lfd. 
Nr. 

Aktenzeichen der 
Eingabe 

Wohnsitz des 
Einsenders 

6 Pet 2-16-15-82713- 
059067 

64732 Bad König 

 
 
 
Beschlussempfehlung 5 
 
Die Petition den Fraktionen des Deutschen Bundestages zur Kenntnis zu geben 
 
 

Lfd. 
Nr. 

Aktenzeichen der 
Eingabe 

Wohnsitz des Einsenders Inhalt der Eingabe Zuständige 
oberste 
Bundes-
behörde 

7 Pet 2-16-02-1132- 
050628 

92421 Schwandorf Leistungen an Mitglieder des 
Deutschen Bundestages  

BT 
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